
m 2 3 . Februar 2 0 1 2 fand in B erlin die zent-
rale Gedenkfeier für die Opfer der b ei-

spiello sen Neonazi-Mordserie der Zwickauer Ter-
rorzelle statt, b ei der neun Menschen mit Migrati-
onshintergrund und eine Polizistin getötet wur-
den.

Keine swegs der strukturierten Arb eit der Si-
cherheitsb ehörden der Bunde srepublik D eutsch-
land , sondern eher dem Zufall ge schuldet, wurde
im Novemb er de s vergangenen Jahre s die bislang
quantitativ und qu alitativ umfangreichste Mord-
serie mit rechtsradikalem Hintergrund aufge-
deckt.

Wie immer, wenn die Republik von skandalö-
sen Vorfällen erschüttert wird , gibt es schnelle
Schuldzuweisungen und eb enso schnell ist die Po-
litik b estrebt, Lö sungen zu präsentieren, um
Handlungsfähigkeit zu demonstrieren . Als Re akti-
on auf die lange Zeit verkannte Situation in der
rechtsradikalen Szene soll nach den Vorstellun-
gen von Bundesinnenminister Hans-Peter Fried-
rich (C SU) innerhalb des Bunde samtes für Verfas-
sungsschutz (BfV) wieder eine eigenständige Ab-
teilung Rechtsextremismus entstehen. In der Fol-
ge der Ereignisse de s 1 1 . Septemb er und die damit
zu sammenhängende Konzentration auf den isla-
mistischen Terrorismus waren die Abteilungen
Links- und Rechtsextremismu s im BfV zu sammen-
gelegt worden .

Gemäß dem Gemeinsamen Terrorabwehr-
zentrum soll ein Gemeinsame s Abwehrzentrum
»Rechtsextremismus« entstehen, in dem Informa-
tionen aller Sicherheitsb ehörden insb e sondere
de s Bundeskriminalamte s (B KA) und des BfV zu-
sammenlaufen und ständig au sgewertet werden.

Nach dem Vorbild der Antiterror-D atei soll ei-
ne rechtsextreme Verbunddatei eingerichtet wer-
den. Die neue D atenb ank soll alle Informationen
in Bund und Ländern von Neonazis üb er gewalt-
b ereite Rechtsradikale bis hin zu rechtsgerichte-
ten Ho oligans bündeln .

1 )

Die sechzehn Landesämter für Verfassungs-
schutz (LfV) sollen auf drei bis fünf untergeordne-
te B ehörden reduziert werden, um die problema-
tischen Schnittstellen zu verringern und den
Kommunikationsflu ss zu verb e ssern . B isher un-
terstehen die LfV ihren j eweiligen Landesinnen-
ministerien und entscheiden selb st, was sie dem
BfV weiterleiten und was nicht. D as BfV fungiert

als Zentralstelle der LfV ohne Weisungsb efugnis .
Die fö derale Struktur schützt zwar einerseits vor
zentralistischer Machtkonzentration, wie sie ins-
b esondere die Sicherheitsb ehörden im National-
sozialismu s hatten, andererseits führen komplexe
Kommunikationswege dazu , d ass Informationen
nicht o der zu sp ät weitergeleitet werden. Au s die-
sem Grund eine Bund-Länder-Kommission mit
dem Ziel einzu setzen, die Zu sammenarb eit der Si-
cherheitsb ehörden der Länder mit den Bunde sb e-
hörden insb esondere b ei der B ekämpfung des ge-
waltb ereiten Extremismus zu verb essern, er-
scheint sinnvoll .

Eine umfassende und tiefgreifende Au swer-
tung ist von den Untersuchungsau sschüssen zu
der Mordserie der Zwickauer Terrorzelle um Uwe
Mundlo s , Uwe B öhnhardt und B e ate Zschäpe sei-
tens de s Thüringischen Landtages und de s Bun-
de stages allerdings nur d ann zu erwarten, wenn
sich die parlamentarischen Kontrollgremien
nicht für parteipolitische Anfechtungen miss-
brauchen lassen . Nur wenn es gelingt die Struktu-
ren des Verfassungsschutzes wirklich zu durch-
leuchten und nicht nur personelle o der symb oli-
sche Konsequenzen zu ziehen, b e steht die Chance
strukturelle Veränderungen zu erreichen, dass
sich so etwas wie der Terror des Nationalsozialisti-
schen Untergrunds (NSU) nicht mehr wiederholt.

Hierzu müssten die Sicherheitsb ehörden zum
einen echte B ereitschaft zu Offenheit und Trans-
parenz erkennen lassen . Zwar ist dem BfV »die
transp arente und wissenschaftliche seriö se Aufar-
b eitung der eigenen Ge schichte (. . .) ein wichtiges
Anliegen«

2)

, do ch die Praxis sieht anders au s . D a
werden die b eiden mit dem Forschungsvorhab en
b eauftragten Historiker Constantin Go schler und
Michael Wala von der Ruhr-Universität B o chum
einer erweiterten Sicherheitsüb erprüfung mit Si-
cherheitsermittlungen

3 )

unterzogen . In der glei-
chen Pre ssemitteilung wird zuge sichert, dass » (. . .)
der wissenschaftlichen Forschung we sentliche
Grundlagen für eine quellengestützte zeitge-
schichtliche Untersuchung zur Verfügung (ste-
hen) . « Anspruch und Wirklichkeit klaffen auch
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Licht ins Dunkel
Vom (Un-)Wesen des Verfassungsschutz

1 ) Eine große Ansammlung von D aten hat neb en p o sitiven Konse-
quenzen immer auch eine freiheitspolitische und eine daten-
schutzrechtliche D imension.

2 ) Pre ssemitteilung de s BfV zum Forschungsvorhab en » Organisati-
onsge schichte de s BfV 1 9 5 0- 1 975 unter b e sonderer B erücksichti-
gung der NS-B ezüge früherer Mitarb eiter in der Gründungspha-
se« vom 2 8 . 09 . 2 0 1 1 .

3) Gemäß § § 1 0 und 1 2 Sicherheitsüb erwachungsgesetz zählen da-
zu neb en Erkundigungen üb er das Freizeitverhalten und Aus-
landsreisen der Wissenschaftler auch Informationen üb er Famili-
enstand , die finanzielle Situ ation (auch von nahen Angehörigen)
sowie die B efragung von Referenzpersonen durch den Verfas-
sungsschutz .
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hier weit au seinander. So wird dem Historiker Pe-
ter Hammerschmidt von der Universität Mainz die
Herau sgab e der im Archiv de s BfV definitiv vor-
handenen Akte üb er den » Schlächter von Lyon,
Klau s B arbie« au s nicht näher erläuterten » Sicher-
heitsgründen« verweigert. Diese Praxis de s Ver-
fassungsschutze s offenb art zweierlei : einmal sei-
ne Haltung gegenüb er der freien Wissenschaft als
Sicherheitsrisiko und zum anderen die Erkennt-
nis , dass e s um ein vielfaches schwieriger sein
wird Transp arenz b ei den aktuellen Ereignissen
zu erhalten, wenn schon b ei Ge schehnissen die
ein halb es Jahrhundert zurückliegen wissen-
schaftliche Forschungsarb eiten mit Gefahren für
die Sicherheit verbunden sind . Solange der Sicher-
heitsapp arat nach der Handlungsmaxime »mau-
ern, vertu schen, schweigen, b e schönigen« ver-
fährt und nur d as zugibt, was durch Nachfor-
schungen b ereits öffentlich ist, stellt sich unwill-
kürlich die Frage , welche Leichen no ch im Keller
der Schützer unserer Verfassung liegen.

Zum anderen b e steht das Problem nicht nur in
einer fehlerhaften Sicherheitsarchitektur, son-
dern vielmehr in einem strukturellen bzw. institu-
tionellen Rassismu s

4)

sowie einer Unsensibilität
gegenüb er rechtsradikalen Tendenzen, die bis
weit in die ge sellschaftliche Mitte reichen. D a der
Antisemitismu s eine der zentralen Kategorien in-
nerhalb der Ideologie de s Rechtsextremismu s −
oftmals sogar das verbindende Element einer im
Hinblick auf Programmatik, Strategie und Organi-
sation keine swegs homogenen rechtsextremen
Szene − d arstellt, können die quantitativen Erhe-
bungen des unabhängigen Expertenkreise s »Anti-
semitismu s« auf den rechtsextremistischen Ver-
breitungsgrad üb ertragen werden. Die ser hatte
b ei der Au swertung demo skopischer Untersu-
chungen eine üb ereinstimmende Größenord-
nung von 2 0 Prozent latentem Antisemitismus
festgestellt.

5 )

»D er Rechtsextremismu s kommt aus
der Mitte der Ge sellschaft und mu ss auch au s der
Mitte herau s b ekämpft werden . «

6)

D as b edeutet,
dass auch die Zivilge sellschaft mit bürgerschaftli-
chem Engagement und zivilcouragiertem H an-
deln gefordert ist.

Au s die ser Perspektive ist e s mehr als nachvoll-
ziehb ar, wenn sich der Bundesausschu ss politi-
sche B ildung (b ap) in einer Erklärung zum
Rechtsextremismu s vehement gegen eine Mittel-
kürzung b ei der Bundeszentrale für politische B il-
dung (bpb) au sspricht und demgegenüb er eine
Stärkung der politischen B ildung fordert. D a de-

mokratisches B ewu sstsein nicht vom Himmel
fällt (Bundestagspräsident Norb ert Lammert) ,
mu ss D emokratie immer wieder neu gelernt wer-
den . Eine politische B ildung mit langfristigen und
dauerhaften Angeb oten gegen Extremismus dient
der Zukunftsvorsorge der D emokratie .

7)

In die-
sem Sinne formulierte b ereits die Vorgänger-
b ehörde der Bunde szentrale für politische B il-
dung (bpb) , die Bundeszentrale für Heimatdienst
b ei ihrer Gründung am 2 5 . Novemb er 1 9 5 2 als
grundlegende s Ziel staatlicher politischer B il-
dung, einen po sitiven Verfassungsschutz zu leis-
ten.

Ein weiterer politischer Reflex b esteht darin,
b ei neonazistischen Gewaltverbrechen einen er-
neuten NPD-Verb otsantrag im politischen Raum
zu implizieren . Auch wenn ein NPD-Verb ot das
Problem de s Rechtsextremismu s und fremden-
feindlicher Einstellungen nicht b e seitigen wird ,
es erscheint sinnvoll . Zum einen hat die NPD Ver-
bindungen zum gewaltb ereiten, militanten,
rechtsterroristischen Spektrum und zum anderen
ist unerträglich, wenn die NPD mit Steuergeldern
insb e sondere von Üb erleb enden de s Holo cau st fi-
nanziert wird und als Partei Wahlen und Parla-
mente als Plattform ihrer rechtsextremen Ideolo-
gie nutzt. Allerdings darf ein NPD-Verb ot nur ein
Element einer umfassenden Gesamtstrategie ge-
gen Neonazismus und Fremdenfeindlichkeit sein,
will e s nicht auf eine Alibifunktion mit bloßem
Symb olcharakter reduziert werden.

8)

Die Geschichte
des Verfassungsschutzes

Kurz nachdem d as Grundgesetz der Bunde sre-
publik D eutschland am 2 4 . 0 5 . 1 9 49 in Kraft getre-
ten war, erging am 2 7. 09 . 1 9 5 0 das Gesetz üb er die
Zu sammenarb eit des Bunde s und der Länder in
Angelegenheiten des Verfassungsschutze s . Nach
§ 3 Ab s . 1 diese s Ge setzes b esteht die Aufgab e der

Verfassungsschutzämter dab ei in der » S ammlung
und Au swertung von Auskünften, Nachrichten
und sonstigen Unterlagen üb er B estrebungen, die
eine Aufhebung, Änderung o der Störung der ver-
fassungsmäßigen Ordnung im Bund o der in ei-
nem Lande o der eine ungesetzliche B eeinträchti-
gung der Au sführung von Mitgliedern verfas-
sungsmäßiger Organe des Bunde s o der eines Lan-

5 6

4) D er B egriff der institutionellen D iskriminierung sieht die Ursa-
chen von D iskriminierung nicht nur in den Üb erzeugungen und
H andlungen von Individuen o der sozialen Gruppen, sondern da-
rüb er hinaus im organisatorischen Handeln zentraler gesell-
schaftlicher Institutionen (z . B . im B ereich B ildung, Arb eit, Woh-
nung, Ju stiz , Gesundheit und Polizei) .

5 ) Vgl . Bundesministerium de s Inneren (Hrsg .) : Antisemitismus in
D eutschland . Erscheinungsformen, B edingungen, Präventi-
onsansätze . B ericht des unabhängigen Exp ertenkreise s, B erlin
2 0 1 1 , S . 1 7 7.

6) Klaus-Peter Hufer auf der Tagung »Rechtsextremismus − Gefahr
für den demokratischen Verfassungsstaat?« der Universität Nürn-
b erg , in : Akademie-Report Nr. 1 /2 0 1 2 , S . 4 .

7) Zum Wortlaut der Erklärung des b ap zum Rechtsextremismus
vom 2 9 . 1 1 . 2 0 1 1 siehe Journal für p olitische B ildung Nr. 1 /2 0 1 2 , S .
70ff.

8) Zur Pro- und Contra-D iskussion eines NPD-Verb ots vgl . : Narr,
Wolf-D ieter: Politische Drückeb ergerei . Sechs Gründe eines radi-
kalen NPD-Gegners gegen ein Verb ot der Partei, in: Müller-Heidel-
b erg, Till/Finckh, Ulrich/Steven, Elke/Rogalla, B ela (Hrsg.) :
Grundrechte-Rep ort 2 0 0 1 . Zur Lage der Bürger- und Menschen-
rechte in D eutschland , Reinb ek, S . 1 8 2 - 1 8 8 . und Rogalla, B ela: Fa-
schismus ist keine Meinung − sondern ein Verbrechen ! In: Müller-
Heidelb erg, Till u . a. (Hrsg.) , aaO . , S . 1 76- 1 8 2 .



de s zum Ziele hab en . « Hierzu wurde ein Bundes-
amt und in j edem Bundesland ein Landesamt für
Verfassungsschutz eingerichtet.

Als Lehre au s der NS-Vergangenheit ist in dem
von Bunde spräsident Theo dor Heuss , Bundes-
kanzler Konrad Adenauer und dem Bundesinnen-
minister Gu stav Heinemann unterzeichneten Ge-
setz in § 3 Ab s . 2 unmissverständlich formuliert,
dass »polizeiliche B efugnisse o der Kontrollb efug-
nisse (. . .) dem Bundesamt für Verfassungsschutz
nicht zu (stehen) . D as Amt darf einer polizeilichen
Dienststelle nicht angegliedert werden . «

Zunächst einmal ist zu konstatieren, dass es
ein kongenialer Gedanke war, diese B ehörde mit
dem B egriff »Verfassungsschutz« zu etikettieren,
denn wer wollte nicht das hö chste Gut eines frei-
heitlich-demokratischen Rechtsstaats , seine Ver-
fassung schützen . Anders als in der Weimarer Re-
publik wollte sich die no ch junge Bunde srepublik
nach dem Prinzip der wehrhaften D emokratie ge-
gen seine inneren Feinde wehren können .

Zwar hat eine B ehörde , die sowohl personell
als auch materiell so gut au sge stattet ist, wie der
Verfassungsschutz (vgl . Tab . 1 ) auch po sitive Er-
gebnisse zu vermelden,

9)

do ch ein Blick in die Ge-
schichte des Verfassungsschutze s zeigt, dass es
sich in wesentlichen Teilen um eine Skandalge-
schichte handelt. Die Wo chenzeitung »Die Zeit«
spricht gar von einer »Chronique scandaleu se« die
zeigt, dass der Verfassungsschutz nicht nur üb er-
flü ssig ist, sondern abge schafft werden sollte .

1 0)

Tab. 1 : Der Verfassungssch utz in Zahlen (Quelle:

Frankfurter Rundscha u vo m

2 7. 01. 2012, S. 2 f. Eigene Berech-

nungen und Grafik)

Auch der ange sehene Journalist
Herib ert Prantl von der Süddeut-
schen Zeitung dokumentiert das
Versagen des Verfassungsschut-
zes im Laufe seiner Ge schichte
und kommt zu dem Ergebnis ,
dass der Verfassungsschutz ent-
weder üb erflü ssig o der − no ch
schlimmer − gefährlich ist, denn
er war einerseits nicht d azu in der
Lage , wesentliche Gefährdungen
der Verfassung zu erkennen und
zu verhindern : nicht die Presse-
freiheit, als im Rahmen der Spie-
gelaffäre das Nachrichtenmaga-
zin b esetzt und durchsucht wur-
de ; nicht die Gefährdung der Ver-
fassung durch mafiö se Strukturen, während der
Korruptionsaffäre vor 4 0 Jahren in B erlin, in die

Politiker, B anker und Wirtschaftsb o sse involviert
waren; auch konnten die Sicherheitsb ehörden
nicht vermeiden, dass die ehemalige DDR einen
Spion b ei Bundeskanzler Willy Brandt (SPD) ein-
schleu ste ; d ass Politiker von reichen Industriellen
gekauft werden (Flick-Affäre) konnte er eb enso
wenig verhindern wie massive rassistische Au s-
schreitungen in Ro sto ck, Hoyerswerda, Solingen
und Mölln sowie zuletzt die Mordserie des Zwick-
auer Neonazi-Trio s . »Er (der Verfassungsschutz −
d . Verf.) hat Hunderte V-Leute in der Neonazi-Sze-
ne finanziert, um zu erfahren, was sich in dieser
Szene tut. Erfahren hat er offenb ar wenig . D as ist
schon schlimm genug . No ch schlimmer wäre es ,
wenn er etwas erfahren hätte , ab er nichts dage-
gen getan hätte . D as wäre fast eine Art B eihilfe ,
und man weigert sich, so etwas zu denken. «

1 1 )

Auch die B erliner Zeitung vom 2 3 . 1 2 . 2 0 1 1
kommt in ihrem Leitartikel zu einer ähnlichen Ein-
schätzung . »Er (der Verfassungsschutz d . Verf.) hat
nichts gehört und nichts ge sehen? D ann ist er
üb erflü ssig. Er hat nichts hören und sehen wol-
len? D ann ist er eine Gefahr für die Verfassung . «

Andererseits hat der Verfassungsschutz ab er
auch aktiv gehandelt. Als Kind des Kalten Krieges
wurde dem Verfassungsschutz die Lektion vom
kommunistischen Feinbild b esonders intensiv
eingetrichtert. Zwar wurde mit Otto John

1 2)

ein
Widerstandskämpfer im Nationalsozialismus zum
ersten Präsidenten ernannt, do ch die personalpo-
litische Dimension der B ehörde − viele Mitarb ei-
ter wurden wegen ihrer geheimdienstlichen Fä-
higkeiten, die sie sich im Nationalsozialismus b ei

5 7

B ehörde Jahresetat Anzahl LeiterIn
in Mio. € (2 0 1 0) Mitarb .

BfV (2 0 1 1 ) 1 7 3 , 5 2 . 8 2 3 Heinz Fromm
LfV B aden-Württemberg 1 6 , 3 3 3 8 B eate Bub e
LfV B ayern 2 3 , 3 4 5 4 Burkhard Körner
LfV B erlin 1 0 , 7 1 8 5 Claudia Schmid
LfV B randenburg 1 , 2 1 1 6 Winfriede Schreib er
LfV B remen 2 , 5 4 7 H ans-Jo achim v. Wachter
LfV Hamburg 1 1 , 9 1 5 4 Manfred Murck
LfV Hessen 1 6 , 5 2 5 0 Roland D esch
LfV Mecklenburg- 1 , 1 k.A. Reinhard Müller
Vorpommern
LfV Niedersachsen 1 6 , 8 2 6 2 H ans Wargel
LfV Nordrhein-Westfalen 4 , 3 3 4 0 Mathilde Koller
LfV Rheinland-Pfalz 2 , 2 1 6 5 H ans-Heinrich Preußinger
LfV S aarland 4 , 0 8 3 Helmut Alb ert
LfV S achsen 1 2 , 0 1 9 4 Reinhard B o o s
LfV S achsen-Anhalt 0 , 7 1 1 0 Volker Limburg
LfV Schleswig-Holstein 0 , 9 1 0 0 Horst Eger
LfV Thüringen 6 , 2 9 8 Thomas Sippel

Summen 3 0 4 , 1 5 . 7 1 9

9) So wurden mehrere islamistische Anschläge mit Hilfe des Verfas-
sungsschutzes eb enso verhindert wie ein Anschlag auf die Mün-
chener Synagoge .

1 0) Vgl . Die Zeit Nr. 5 vom 2 6 . 0 1 . 2 0 1 2 , S . 1 5 .

1 1 ) Prantl, Herib ert: Wer schützt die Verfassung vor dem Verfassungs-
schutz? In: SZ vom 07./0 8 . 0 1 . 2 0 1 2 .

1 2 ) Otto John wird 1 9 5 6 wegen Landesverrats verurteilt, nachdem er
im Juli 1 9 5 4 unter mysteriö sen Umständen in O st-B erlin ver-
schwunden war und stets b ehauptete entführt worden zu sein .
Schon sein Nachfolger, Hub ert Schrübb ers , war als Staats anwalt
an Proze ssen gegen p olitisch Verfolgte und damit an der NS-Ter-
rorjustiz b eteiligt.

B ehörde Jahresetat Anzahl LeiterIn
in Mio. € (2 0 1 0) Mitarb .

BfV (2 0 1 1 ) 1 7 3 , 5 2 . 8 2 3 Heinz Fromm
LfV B aden-Württemberg 1 6 , 3 3 3 8 B eate Bub e
LfV B ayern 2 3 , 3 4 5 4 Burkhard Körner
LfV B erlin 1 0 , 7 1 8 5 Claudia Schmid
LfV B randenburg 1 , 2 1 1 6 Winfriede Schreib er
LfV B remen 2 , 5 4 7 H ans-Jo achim v. Wachter
LfV Hamburg 1 1 , 9 1 5 4 Manfred Murck
LfV Hessen 1 6 , 5 2 5 0 Roland D esch
LfV Mecklenburg- 1 , 1 k.A. Reinhard Müller
Vorpommern
LfV Niedersachsen 1 6 , 8 2 6 2 H ans Wargel
LfV Nordrhein-Westfalen 4 , 3 3 4 0 Mathilde Koller
LfV Rheinland-Pfalz 2 , 2 1 6 5 H ans-Heinrich Preußinger
LfV S aarland 4 , 0 8 3 Helmut Alb ert
LfV S achsen 1 2 , 0 1 9 4 Reinhard B o o s
LfV S achsen-Anhalt 0 , 7 1 1 0 Volker Limburg
LfV Schleswig-Holstein 0 , 9 1 0 0 Horst Eger
LfV Thüringen 6 , 2 9 8 Thomas Sippel

Summen 3 0 4 , 1 5 . 7 1 9
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der Ge stapo erworb en hatten, üb ernommen −
war von Anfang an geeignet das linke , kommunis-
tische Feindbild b e sonders konsequent zu b e-
kämpfen. Eine s der ersten großen Aufgab en des
Verfassungsschutze s war es demzufolge das Ver-
b ot der Kommunistischen Partei D eutschlands
(KPD) im Jahre 1 9 5 6 durch das Bunde sverfas-
sungsgericht umzu setzen : »KPD-Mitglieder, die
im KZ ge sessen hatten, wurden von Verfassungs-
schützern, die Nazis gewesen waren, zur Strecke
gebracht. «

1 3 )

Ab 1 972 war der Verfassungsschutz damit b e-
schäftigt den so genannten Radikalenerlass der
Bunde sregierung umzu setzen . D ab ei wurden 1 , 4
Millionen B ewerb erInnen für den öffentlichen
Dienst auf ihre Verfassungstreue untersucht, was
ein Klima der Ge sinnungsschnüffelei entstehen
ließ .

D er Verfassungsschutz üb erwachte in den
70er und 8 0er-Jahren auch die Anti-Atomkraftb e-
wegung, die Friedensb ewegung und die Gegner
der Volkszählung 1 9 8 2 .

Um einen V-Mann in der RAF einzu schleu sen
b ombte im Jahre 1 978 der niedersächsische Ver-
fassungsschutz ein Lo ch in die Mauer der Ju stiz-
vollzugsanstalt Celle , mit dem Ziel eine B efreiung
eine s dort inhaftierten RAF-Mitglieds vorzutäu-
schen.

Rolf Gö ssner, Rechtsanwalt und Bürgerrechts-
aktivist (Präsident der internationalen Liga für
Menschenrechte und Mitherau sgeb er de s Grund-
rechte-Reports) , stellvertretender Richter am
Staatsgerichtshof der Freien Hansestadt B remen
wurde , so das Verwaltungsgericht Köln (Az . 2 0 K
2 3 3 1 /0 8) , fast 4 0 Jahre zu Unrecht vom Verfas-
sungsschutz üb erwacht.

Anfang 2 0 1 2 wurde b ekannt, d ass 2 7 Abgeord-
nete der Partei »Die Linke« vom Verfassungsschutz
üb erwacht wurde .

Von daher ist e s wenig verwunderlich, d ass die
Ge schichte de s Verfassungsschutze s auf das engs-
te mit dem Vorwurf, auf dem rechten Auge blind
zu sein, verknüpft ist. Dies zeigt sich auch darin,
dass anti-rassistische Initiativen (z . B . Amadeu-An-
tonio-Stiftung) fast 2 0 0 Menschen zählen, die seit
der Wiedervereinigung au s fremdenfeindlichen,
rassistischen Motiven ermordet wurden, offiziel-
le Stellen demgegenüb er »nur« von 60 To de sop-
fern rechtsextremer Gewalt sprechen . »Eb enso
verheerend wie rechtsextreme Gewalt ist das Ver-
schweigen des Au smaßes der Gewalt. «

14)

Angesichts der mannigfachen Pannen, Ver-
säumnisse und Unzulänglichkeiten, der massiven
Kommunikationsprobleme und Schlampigkeiten
im Zu sammenhang mit der Zwickauer Terrorzelle
klingt die Formulierung des Vizepräsidenten des
BfV, Alexander Eisvogel, b ei der 60-Jahr-Feier sei-

ner B ehörde im D ezemb er 2 0 1 0 heutzutage wie
blanker Hohn : D as BfV mü sse weiterhin strate-
gisch und taktisch lernfähig sein, um » auch zu-
künftig in der Lage (zu) sein, (seine) Aufgab e als
»Frühwarnsystem der D emokratie« − als d as (es)
aus historischen, nach wie vor gültigen Gründen
ge schaffen worden (ist) − nachzukommen . «

1 5 )

ZehnJahre konnte die Zwickauer Terrorzelle quer
durch die Republik morden, ohne dass der Verfas-
sungsschutz − immerhin eine B ehörde mit knapp
6 . 0 0 0 Mitarb eiter und einem Etat von üb er 3 0 0
Mio . Euro (vgl . Tab . 1 ) − und seine V-Leute etwas
davon mitb ekamen. D as Zwickauer Trio ist für
minde stens 1 0 Morde , 1 4 B anküb erfälle und zwei
Sprengstoffanschläge verantwortlich . Obwohl
zwischen 2 0 0 0 und 2 0 07 acht türkische und ein
griechischer mittelständischer Unternehmer so-
wie eine Polizistin in verschiedenen deutschen
Städten hingerichtet wurden, ermittelten die B e-
hörden im familiären Umfeld der Opfer. Die Op-
fer wurden von den Sicherheitsb ehörden und den
Medien lange Zeit verdächtigt in kriminelle Ma-
chenschaften wie Drogen und/o der organisierte
Kriminalität verwickelt zu sein . E s wurde nicht in
alle Richtungen ermittelt, sondern fast ausschließ-
lich in die Richtung »Ausländerkriminalität« . Ein
organisierter rechtsradikaler Hintergrund wurde
konsequent ignoriert.

Der Prozess der Radikalisierung

Sowohl politik- als auch sozialwissenschaftliche
Disziplinen hab en schon seit langem darauf hin-
gewie sen, dass viele soziale B ewegungen im Laufe
ihrer Geschichte Radikalisierungsproze ssen un-
terliegen, die trotz ihrer unterschiedlichen politi-
schen Milieu s ganz ähnliche Mu ster aufweisen.
Die Mehrheit die ser sozialen B ewegungen ent-
scheidet sich im Laufe ihrer Ge schichte innerhalb
einer demokratischen Ge sellschaft stets für ein le-
gale s politisches Engagement und tritt den b e-
rühmten Marsch durch die Institutionen an . Le-
diglich eine kleine , oftmals gewaltb ereite Minder-
heit hält kompromisslo s an den Grundüb erzeu-
gungen fe st. Werden die se Grundüb erzeugungen
zu unteilb aren Gütern erklärt ist es zu einem b e-
waffneten Kampf aus dem Untergrund nicht
mehr weit. Schon Alb ert Hirschmann hat auf die
Gefahr für das demokratische System der Willens-
bildung hingewiesen, wenn politische Auseinan-
dersetzungen zu unteilb aren Gütern erklärt wer-
den .

1 6)

D as demokratische System der Willensbil-
dung lebt von der Auffassung, dass es sich b ei poli-
tischen Konflikten um teilb are Güter handelt und
die se auf der B asis von Verhandlungen in einem

5 8

1 3 ) Prantl, Herib ert : Wer schützt die Verfassung vor dem Verfassungs-
schutz? In : SZ vom 07./0 8 . 0 1 . 2 0 1 2 .

1 4) Vgl . Frankfurter Rundschau vom 1 2 ./ 1 3 . 0 5 . 2 0 1 2 , S . 1 1 .

1 5 ) Eisvogel, Alexander, in : Bunde samt für Verfassungsschutz
(Hrsg .) : 60 Jahre im Dienst der D emokratie : Bundesamt für Verfas-
sungsschutz . Reden anlässlich de s Festakte s 60 Jahre Bunde samt
für Verfassungsschutz am 6 . D ezemb er 2 0 1 0 , Köln 2 0 1 0 .

1 6) Hirschmann, Alb ert O . : Wie viel Gemeinsinn braucht die lib erale
Gesellschaft? In : Leviathan 1 9 9 4 , S . 2 9 3-3 0 4 .



freien gesellschaftlichen Diskurs gelö st werden .
Werden sie in politischen Konflikten zu unteilb a-
ren Gütern ho chstilisiert, ist der Schritt zur ge-
waltsamen E skalation gegeb en, indem, unter B e-
rufung auf d as eigene Gewissen, der Widerstand
gegen das allgemeine staatliche Unrecht zwin-
gend erforderlich ist. So wurde b ereits in den
1 9 9 0er Jahren in einschlägigen Neonazizirkeln
üb er terroristische Aktivitäten diskutiert und au s
den USA und GB wurde die Idee der »leaderless re-
sistance« − Anschläge und/o der Attentate von klei-
nen, unabhängigen Zellen − üb er den b ewaffne-
ten Zweig de s internationalen Blo o d&Honour-
Netzwerk (Comb at 1 8) kommuniziert.

D er Nationalsozialistische Untergrund (NSU)
war ein Netzwerk von Neonazis mit dem Grund-
satz »Taten statt Worte« . Ohne massive Hilfe au s
der rechten Unterstützer-Szene hätte die Zwickau-
er Terrorzelle die Mordserie nicht organisieren
und durchführen können . Trotz die ser Erkennt-
nisse b etrachtete der Verfassungsschutz die
Zwickauer Terrorzelle lange Zeit als weitgehend
strukturlo se Gruppierung .

Neb en schnellen Lö sungen gibt es wie ge sagt
auch schnelle und einseitige Schuldzuweisungen .
Und in der Tat offenb aren die eklatanten Versäum-
nisse um die Zwickauer Neonazi-Zelle die offen-
kundige Unfähigkeit de s Verfassungsschutzes
sich außerhalb althergebrachter D enkmu ster zu
b ewegen. Allerdings ist für die se einseitigen
D enk- und Verhaltensmu ster neb en dem Verfas-
sungsschutz selb st auch die Politik verantwort-
lich . Zum einen resultiert das D enken und Han-
deln in schablonenhaften Kategorien teilweise
au s politischen Vorgab en, zum anderen sind die
politischen Kontrollmechanismen bis heute völ-
lig unzureichend .

So war die unabhängige Forschung und die
(politik-) wissenschaftlichen Publikationen in der
Erkennung, B ewertung und D okumentation neu-
er Entwicklungen und Trend s im B ereich Rechts-
extremismu s dem Verfassungsschutz üb erlegen −
trotz wesentlich geringerer ökonomischer Kap a-
zitäten und ganz ohne V-Leute . »In dieser Hinsicht
tragen bis heute einige Journalisten, Antifa-Archi-
ve und einzelne engagierte Politiker mehr zur Auf-
klärung b ei als alle Ministerien, Verfassungsschüt-
zer und Polizeib ehörden zu sammen . «

1 7)

D er Bür-
gerrechtler Rolf Gö ssner fordert in die sem Zusam-
menhang, dass » skandalgeneigte und kaum kon-
trollierb are Geheimorgane , die D emokratie und
Bürgerrechten mehr schaden als nützen, (. . .) per-
spektivisch aufgelö st und durch gut au sge stattete
unabhängige Forschungsinstitutionen ersetzt«

1 8)

werden sollten .

Die V-Mann-Praxis

Üb er 1 3 0 V-Leute sind nach Informationen des
Spiegel gegenwärtig in der NPD aktiv und zwar so-
wohl als Funktionäre auf der Eb ene des Bunde s-
und der Lande svorstände als auch als einfache
Mitglieder.

1 9)

Die V-Mann-Praxis führt offensichtlich dazu ,
den Rechtsextremismu s zu stärken, anstatt ihn zu
schwächen, denn entweder müssen V-Leute
rechtsextreme Handlungen ausführen und/o der
rechtsextreme Politik b etreib en, um einge schleu-
st werden zu können, o der sie werden in ihrer Ei-
genschaft als rechtsextreme Aktivisten vom Ver-
fassungsschutz abgeworb en . Eine weitere intere s-
sante Frage dab ei ist, inwieweit der Verfassungs-
schutz seine V-Leute trotz schwerer Straftaten
schützt. So konnten V-Leute üb er viele Jahre hin-
weg extrem rassistische und antisemitische Pro-
paganda pro duzieren und verbreiten, ohne sich
strafrechtlich verantworten zu mü ssen, weil sie
vom Verfassungsschutz ge schützt wurden . Stereo-
typ rechtfertigt der Verfassungsschutz sein Han-
deln mit der angeblichen Notwendigkeit des
Quellenschutze s , d . h . dem Schutz seiner straffäl-
lig gewordenen V-Leute .

Auch wenn die massive V-Leute-Praxis der Si-
cherheitsb ehörden zur Einstellung des NPD-Ver-
b otsverfahrens durch das Bundesverfassungsge-
richt führte − die Gefährlichkeit der NPD darf
nicht mit Au ssagen o der Handlungen von NPD-
Mitgliedern b elegt werden, die zugleich vom Staat
engagierte V-Leute sind − die NPD ist keine Mario-
nette des Verfassungsschutzes . Allerdings bleibt
die Notwendigkeit einer ernsthaften ge sell-
schaftspolitischen B ewertung des Verfassungs-
schutzes in B ezug auf Aufwand und Ertrag sowie
Chancen und Risiken eb enso b e stehen wie die
Frage , ob die V-Leute-Praxis mit ihren finanziellen
Zuwendungen und ihrer politischen Unterstüt-
zung nicht antidemokratische Prozesse und men-
schenverachtende Entwicklungen gefördert statt
b ekämpft hat.

2 0)

Statt dessen werden dem Verfas-
sungsschutz stets po sitive Leistungen unterstellt
und insb e sondere seit dem 1 1 . Septemb er 2 0 0 1 ist
der Einsatz geheimdienstlicher Mittel sowie die V-
Mann-Praxis unhinterfragb ar. Im Gegenteil : die
Frage nach der Gefährdung der D emokratie
durch den Verfassungsschutz macht den Fragen-
den selb st verdächtig .

Ausblick

Allerdings − so die Lehre von tiefen Erschütterun-
gen und unfassb aren Skandalen − bietet gerade
dieses systematische Versagen der Sicherheitsb e-

5 9

1 7) Speit, Andre as/Wellsow, Paul : Nazi-Morde unter staatlicher Auf-
sicht. In : Blätter für deutsche und internationale Politik Nr.
1 /2 0 1 2 , S . 5 2 .

1 8) Rolf Gö ssner in taz vom 1 9 ./2 0 . 1 1 . 2 0 1 1 , S . 1 8 .

1 9) Vgl . D er Spiegel Nr. 5 0/2 0 1 1 , S . 1 9 .

2 0) Vgl . hierzu die DIS S-Studie (Duisburger Institut für Sprach- und
Sozialforschung) von Dietzsch, M artin/Schob ert, Alfred : V-Leute
b ei der NPD . Geführte Führende o der Führende Geführte ? Duis-
burg 2 0 0 2 .
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(Red.) In der November-Ausgabe der Zeit-
schrift »graswurzelrevolution« ist unter der
Überschrift »Trick 17 mit Selbstüberlistung −
Warum die Beteiligung an der Schlichtung
zu S2 1 ein Fehler war und wieso die Politi-
sche Mediation keine Alternative ist« einen
Artikel des Autors »Besalino« . Kritisiert wur-
de darin auch eine Fachtagung, die die Werk-
statt für Gewaltfreie Aktion, B aden, unter
dem Titel »Vermittlung in politischen Kon-
flikten. Anforderungsprofil und Erfolgsbe-
dingungen für Dialoge am Runden Tisch« zu-
sammen mit anderen Organisationen und
in Kooperation mit der Heinrich-Böll-Stif-
tung im April in Stuttgart durchgeführt hat.
Die Frage von Schlichtung und Mediation in
gesellschaftlichen Konflikten ist gerade
auch für Menschen in der Friedensbewe-

gung relevant − nicht zuletzt, um sich über
den eigenen Bezugspunkt und die Risiken
einer eventuellen Vereinnahmung klar zu
werden. Wir haben Christoph Besemer von
der Werkstatt für Gewaltfreie Aktion, B aden,
der die Stuttgarter Tagung mit vorbereitet
und durchgeführt hat, gebeten, sich mit der
Kritik auseinanderzusetzen. Gemeinsam
mit Roland Schüler vom Friedensbildungs-
werk Köln hat er den nachfolgenden Beitrag
verfasst, den wir anschließend an den Ur-
sprungsartikel von Besalino veröffentli-
chen. In der Dezember-Ausgabe der »gras-
wurzelrevolution« wurde der Bese-
mer/Schüler-Text ebenfalls veröffentlicht,
zugleich erschien unter der Überschrift »Me-
diatives Denken auf dem Holzweg« eine Kri-
tik des Besemer/Schüler-Textes .

60

hörden und ihre historische B etrieb sblindheit im
rechtsextremen Milieu die Chance , die Rolle der
Sicherheitsb ehörden in B ezug auf eine Gefähr-
dung der D emokratie grundlegend zu analysieren
und ggf. eine umfassende Neuorganisation des
Verfassungsschutze s einschließlich einer wirksa-
men Kontrolle einzuleiten sowie einen breiten ge-
sellschaftspolitischen Diskurs üb er tieferliegende
Ursachen von Rassismu s , Antisemitismus und
Fremdenfeindlichkeit zu führen.

Äußerst sinnvoll wäre e s ein von p arteipoliti-
schen Taktiken unabhängiges Gremium nach
dem Vorbild der englischen »Macpherson-Kom-
mission« zu installieren

2 1 )

, das nicht nur die Ver-
säumnisse und Unzulänglichkeiten in der bundes-
deutschen Sicherheitsarchitektur aufdeckt, son-
dern d arüb er hinau s Empfehlungen aufzeigt, wie
institutioneller und struktureller Rassismu s in
den Sicherheitsb ehörden und letztlich in der Ge-
sellschaft üb erwunden werden kann .

E s darf kein Vergessen geb en, »das wäre die
Fortsetzung von Gleichgültigkeit. «

2 2 )

Und Gleich-

gültigkeit, so Bundeskanzlerin Angela Merkel
(CDU) auf der zentralen Gedenkfeier, »sie hat eine
schleichende , ab er verheerende Wirkung. Sie
treibt Risse mitten durch unsere Ge sellschaft.
Gleichgültigkeit hinterlässt auch die Opfer ohne
Namen , ohne Ge sicht, ohne Geschichte . D e shalb
setzen wir (. . .) ein Zeichen. «

2 3 )

In einem ersten Schritt könnten an allen Tator-
ten Gedenkorte eingerichtet werden, um der Op-
fer nachhaltig zu gedenken .

Manfred Pappenberger ist Dozen t für politische

Bildung am Bildungszentrum Bad Staffelstein

(vormale Zivildienstsch ule) und vertritt in die-

sem Beitrag lediglich seine persö nliche Meinung.

2 1 ) D ie se s p arteip olitisch unabhängige Gremium wurde nach dem
Mord an dem schwarzen Stephen Lawrence eingerichtet. D ie
Polizei hatte e s abgelehnt den Mord als rassistischen Angriff

einzuordnen und verschleppte die Aufklärung bis zur Einstellung
de s Verfahrens . D er B eharrlichkeit der Eltern des ermordeten

Jugendlichen war es zu verdanken, d ass e s zu zwei internen
Untersuchungen der p olizeilichen Aufklärungsarb eit kam, in
deren Verlauf die gesamte Polizei-Version der Ereignisse
zusammenbrach . Als b edeutendes Ergebnis ist festzuhalten, d ass
die B earb eitung de s Falls durch die Polizei durch eine
Kombination von b eruflicher Inkomp etenz, institutionellem
Rassismus und mangelnder Führung durch leitende B e amte
b eeinträchtigt wurde .

2 2 ) B arb ara John, Ombudsfrau der Bundesregierung für die Opfer
der Zwickauer Terrorzelle . In: taz vom 0 8 . 0 2 . 2 0 1 2 , S . 3 .

2 3) Vgl . Frankfurter Rundschau vom 2 4 . 02 . 2 0 1 2 , S . 4 .

Deb atte über Mediation und Vermittlung
in politischen Konflikten


